
nung zurückfließt und es zu einer Überschwemmung 
kommt. Häufig sind die Fälle, in denen sich Wurzeln 
alter Bäume in den Kanal gefressen und diesen da-
durch verstopft haben. Unbemerkt kann ein Rückstau 
auch zu weitergehenden Schäden am Eigentum des 
Mieters führen. 

Aus Sicht des Mieters durchsetzbar ist die Beseitigung 
des Wassers an sich. Durchfeuchtetes Laminat oder 
zur Wohnung gehörende Einbaumöbel sind eben-
falls vom Vermieter wiederherzustellen. Auch eine 
Mietminderung wird sich nicht zurückweisen lassen. 
Darüber hinausgehender Schadensersatz am Eigen-
tum des Mieters wie beschädigte Teppiche, Schim-
melschäden, feuchte Möbel allerdings setzen gemäß 
§ 536 a Abs. 1 BGB voraus, dass der Mangel wegen 
eines Umstands aufgetreten ist, den der Vermieter zu 
vertreten hat. Schuldlos eingetretene Folgeschäden 
hat der Vermieter nicht zu ersetzen. Zu vertreten hat 
der Vermieter vorsätzliches oder fahrlässiges Verhal-
ten, wobei die Beweislast für alle Voraussetzungen 
beim Mieter liegt. Daneben können Ansprüche gegen 
Gebäudeversicherer bestehen. Falls die Ursache des 
Mangels aus dem Herrschafts- und Einflussbereich 
des Vermieters herrührt (z.B. mögliche Baumängel u. 
ä.) gilt abweichend, dass sich der Vermieter hinsicht-
lich des Verschuldens entlasten muss. 
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Der Bundesgerichtshof (BGH) hat nun ein Urteil zur Haf-
tung des Immobilieneigentümers bei Rückstauschäden 
durch Wurzeleinwuchs in den Abwasserkanal veröf-
fentlicht. Im Urteil vom 24.08.2017, Az. III ZR 547/16, 
entschied der BGH, dass Eigentümer von bewachsenen 
Grundstücken nur unter besonderen Umständen für 
Rückstauschäden haften. Es bestehe regelmäßig keine 
Kontrollpflicht der Kanalisation. 

Verkehrssicherungspflichten des Eigentümers we-
gen der Verwurzelung im Abwassersystem kämen nur 
im Einzelfall in Betracht. Es sei jeweils gesondert zu 
klären, ob und in welchem Umfang der Grundstücks-
eigentümer überhaupt Überprüfungsmaßnahmen in 
Bezug auf mögliche Verwurzelungen des Abwasser-
kanals durchführen müsse. Dies könne nur bei einer 
räumlichen Nähe des Baumes und seiner Wurzeln zu 
dem Abwassersystem selbst angenommen werden. Zu 
unterscheiden sei auch zwischen Flach- (Birke, Fichte, 
Hainbuche, Thuja u.a.) und Tiefwurzlern (Eiche, Kiefer, 
Lärche, Kastanie, Walnuss), letztere dürften gefährli-
cher sein. Der Grundstückseigentümer müsse jeden-
falls den Kanal nicht regelmäßig mittels Kameratechnik 
überprüfen lassen. Hieraus folgt, dass im Regelfall Ver-
wurzelungen in Abwasserkanälen vom Vermieter nicht 
zu vertreten sein dürften, was dazu führt, dass Folge-
schäden des Mieters - soweit nicht vom Versicherungs-



schutz umfasst - nicht ersetzt werden. Analog dürfte 
dies auch für Verwurzelungen in Kanalsystemen einer 
Wohnungseigentümergemeinschaft gelten. Auch hier 
dürfte der Hausverwalter keine regelmäßige Überprü-
fungspflicht haben, was Schadensersatzansprüche ge-
gen ihn ausschließt.

Öffentliches Recht 

Vereinbarkeit der Präklusionsvorschrift im Normen-
kontrollverfahren mit Unionsrecht - Update

Im KNH Newsletter vom Juni 2016 hatten wir auf das 
Urteil des EuGH vom 15.10.2015 hingewiesen, mit dem 
der EuGH die deutschen Regelungen zur materiellen 
Präklusion für Klagen, die unter den Anwendungs-
bereich der UVP-Richtlinie und der IVU-IE-Richtlinie 
fallen, für unionsrechtswidrig erklärte (EuGH, Az.: 
C 137/14 -juris). 

Auf diese Entscheidung hat der Gesetzgeber nunmehr 
reagiert und die Präklusionsregelung des § 47 Abs. 2 
a VwGO ersatzlos gestrichen. Danach war bislang ein 
Antrag auf Normenkontrolle gegen Bebauungspläne 
unzulässig, wenn der Antragsteller im Rahmen der 
Offenlage des Bebauungsplans keine Einwendun-
gen geltend gemacht hatte. Durch das Gesetz zur 
Anpassung des Umwelt- Rechtsbehelfsgesetzes und 
anderer Vorschriften an europa- und völkerrechtliche 
Vorgaben vom 29.05.2017 (BGBL I 2017 Nr. 32 vom 
01.06.2017, Seite 1289 ff.)) wurde § 47 Abs. 2 a VwGO 
aufgehoben. Damit gelten künftig in Normenkontroll-
verfahren gegen Bebauungspläne die herkömmlichen 
Regelungen zum allgemeinen Rechtsschutzbedürfnis 
(vgl. BR-Drs. 422/16, Seite 51).

Die Änderung ist im Juni 2017 in Kraft getreten. Sie 
hat für die Praxis weitreichende Auswirkungen; eine 
Normenkontrollklage gegen einen Bebauungsplan ist 
nun auch zulässig, wenn der Antragsteller im Rahmen 
der Offenlage keine Einwendungen erhoben hat. Dies 
wird voraussichtlich zu einer erheblichen Zunahme 
von Normenkontrollverfahren führen.
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INFORMATIONEN

Dieser KNH-Newsletter kann nur erste allgemei-
ne Informationen bieten und ersetzt nicht die 
Rechtsberatung im konkreten Einzelfall. Bitte 
sprechen Sie uns an, wenn Sie Fragen haben:

KNH Rechtsanwälte in Berlin, 
Kurfürstendamm 52, 10707 Berlin,
030/590047-0 Fax -299

KNH Rechtsanwälte in Frankfurt a.M.,
Friedrichstraße 2-6, 60323 Frankfurt a.M., 
069/9055699-0 Fax -49

KNH Rechtsanwälte in Essen, 
Huyssenallee 105, 45128 Essen, 
0201/20163-0 Fax -33  

www.knh-rechtsanwaelte.de
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In eigener Sache

Vor wenigen Tagen ist im Fachverlag Rudolf Müller 
das neue Praxis-Handbuch Ingenieur- und Architek-
tenrecht, herausgegeben von Herrn Dr. Alexander 
Wronna, Herrn Ralf Kemper und Herrn Dr. Karl Schwarz, 
erschienen (ISBN 978-3-481-03370-5). Dabei handelt 
es sich um einen praktischen Ratgeber für typische 
Rechtsfragen im Planungsbüro. Er enthält zahlreiche 
Praxistipps und konkrete Formulierungsvorschläge 
für die Vertragsgestaltung und -abwicklung. 

Sie können das Praxishandbuch unter 
www.baufachmedien.de bestellen.


